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A r t i k e l  4

Soweit erforderlich, sind den Landesverhältnissen ange­
paßte Maßnahmen zu treffen, um im weitesten Umfang Ent­
wicklung und Anwendung von Verfahren zu fördern, durch 
die Arbeitgeber oder Organisationen von' Arbeitgebern einer­
seits und Organisationen von Arbeitnehmern andererseits 
freiwillig über den Abschluß von Gesamtarbeitsverträgen zur 
Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen verhandeln kön­
nen.

A r t i k e l  5

1. Die innerstaatliche Gesetzgebung bestimmt, inwieweit die 
in diesem Übereinkommen vorgesehenen Rechte auf das Heer 
und die Polizei Anwendung finden.

2. Die Ratifikation dieses Übereinkommens durch ein Mit­
glied läßt bereits bestehende Gesetze, Entscheidungen, Ge­
wohnheiten oder, Vereinbarungen, die den Angehörigen des 
Heeres und der Polizei irgendwelche in diesem Übereinkom­
men vorgesehenen Rechte einräumen, nach dem Grundsatz 
des Artikels 19 Absatz 8 der Verfassung der Internationalen 
Arbeitsorganisation unberührt

A r t i k e l  6

Dieses Übereinkommen läßt die Stellung der öffentlichen 
Beamten unberührt und darf in keinem für die Rechte und 
die Rechtsstellung dieser Beamten irgendwie nachteiligen 
Sinn ausgelegt werden.

• A r t i k e l  7

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkommens sind 
dem Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes zur 
Eintragung mitzuteilen.

A r t i k e l  8

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen Mitglieder 
der Internationalen Arbeitsorganisation, deren Ratifikation 
durch den Generaldirektor eingetragen ist

2. Es tritt in Kraft zwölf Monate nachdem die Ratifikatio­
nen zweier Mitglieder durch den Generaldirektor eingetragen 
worden sind.

3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für jedes Mit­
glied zwölf Monate nach der Eintragung seiner Ratifikation 
in Kraft.

A r t i k e l  9

1. In den dem Generaldirektor des Internationalen Arbeits­
amtes nach Artikel 35 Absatz 2 der Verfassung der Inter­
nationalen Arbeitsorganisation übermittelten Erklärungen' hat 
das beteiligte Mitglied die Gebiete bekanntzugeben,

a) für die es die Verpflichtung zur unveränderten Durch­
führung der Bestimmungen des Übereinkommens über­
nimmt,

b) für die es die Verpflichtung zur Durchführung der Be­
stimmungen des Übereinkommens mit Abweichungen 
übernimmt, unter Angabe der Einzelheiten dieser Ab­
weichungen,

c) in denen das Übereinkommen nicht durchgeführt wer­
den kann, und in diesem Fall die Gründe dafür,

d) für die es sich die Entscheidung bis zu einer weiteren 
Prüfung der Lage in bezug auf die betreffenden Gebiete 
Vorbehalt.

. • V
2. Die Verpflichtungen nach Absatz 1 a) und b) dieses Arti­

kels gelten als Bestandteil der Ratifikation und haben die 
Wirkung einer solchen.

3. Jedes Mitglied kann die in der ursprünglichen Erklärung 
nach Absatz 1 b), c) und d) dieses Artikels mitgeteilten Vor­
behalte jederzeit durch eine spätere Erklärung ganz oder 
teilweise zurückziehen.

4. Jedes Mitglied kann dem Generaldirektor zu jedem 
Zeitpunkt, in dem das Übereinkommen nach Artikel 11 ge­
kündigt werden kann, eine Erklärung übermitteln, durch die 
der Inhalt jeder früheren Erklärung in sonstiger Weise ab­
geändert und die in dem betreffenden Zeitpunkt in bestimm­
ten Gebieten bestehende Lage angegeben wird.

A r t i k e l  10

1. In den dem Generaldirektor des Internationalen Arbeits­
amtes nach Artikel 35 Absätze 4 und 5 der Verfassung der 
Internationalen Arbeitsorganisation übermittelten' Erklärun­
gen ist anzugeben, ob das Übereinkommen in dem betreffen­
den Gebiet mit oder ohne Abweichungen durchgeführt wird; 
teilt die Erklärung mit, daß die Durchführung des Überein­
kommens mit Abweichungen erfolgt, so sind die Einzelheiten 
dieser Abweichungen anzugeben.

2. Das beteiligte Mitglied, die beteiligten Mitglieder oder 
die beteiligte internationale Behörde können jederzeit durch 
eine spätere Erklärung auf das Recht der Inanspruchnahme 
jeder in einer früheren Erklärung mitgeteilten Abweichung 
ganz oder teilweise verzichten.

3. Das beteiligte Mitglied, die beteiligten Mitglieder oder 
die beteiligte internationale Behörde können dem General­
direktor zu jedem Zeitpunkt, in dem dieses Übereinkommen 
nach Artikel 11 gekündigt werden kann, eine Erklärung über­
mitteln, durch die der Inhalt jeder früheren Erklärung in 
sonstiger Weise abgeändert und die in dem betreffenden 
Zeitpunkt bestehenden Lage in bezug auf die Durchführung 
dieses Übereinkommens angegeben wird.

A r t i k e l  11

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ratifiziert hat, 
kann es nach Ablauf von zehn Jahren, gerechnet von dem 
Tag, an dem es zum erstenmal in Kraft getreten ist, durch 
Anzeige an den Generaldirektor des Internationalen Arbeits­
amtes kündigen. Die Kündigung wird von diesem eingetragen. 
Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr nach der Eintragung ein.

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ratifiziert hat 
und innerhalb eines Jahres nach Ablauf des im vorigen Ab­
satz genannten Zeitraumes von zehn Jahren von dem in die­
sem Artikel vorgesehenen Kündigungsrecht keinen Gebrauch 
macht, bleibt für einen weiteren Zeitraum von zehn Jahren­
gebunden. In der Folge kann es dieses Übereinkommen je­
weils nach Ablauf eines Zeitraumes von zehn Jahren nach 
Maßgabe dieses Artikels kündigen.

A r t i k e l  12

1. Der Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes 
gibt allen Mitgliedern der Internationalen Arbeitsorganisa­
tion Kenntnis von der Eintragung aller Ratifikationen, Erklä­
rungen und Kündigungen, die ihm von den Mitgliedern der 
Organisation mitgeteilt werden.

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der Organisation, 
wenn er ihnen von der Eintragung der zweiten Ratifikation, 
die ihm mitgeteilt wird, Kenntnis gibt, auf den Zeitpunkt 
aufmerksam machen, in dem dieses Übereinkommen in 
Kraft tritt


